
Beitragssprung in der gesetzlichen Pflegeversicherung 
Allenthalben hört man von prall gefüllten Sozialkassen, der guten Beschäftigungssituation sei Dank. 
So soll demnächst der Beitrag zur Arbeitslosenversicherung deutlich sinken. Da überrascht es 
zunächst, dass der Beitragssatz der gesetzlichen Pflegeversicherung bald einen Sprung nach oben 
vollziehen soll – um satte 0,5 Prozent. Bis vor Kurzem war noch von 0,3 Prozent die Rede. 
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn hat sich nun jedoch für ein halbes Prozent Aufschlag zum 1. 
Januar 2019 entschieden. „Wenn wir mehr Pflegekräfte wollen und wenn wir sie besser bezahlen 
wollen, dann wird das mehr kosten“, begründet Spahn die Pläne. 
 
Der Fachkräftemangel ist jedoch nicht der einzige Grund, warum die Pflegeversicherung trotz 
Beschäftigungsboom mehr Geld braucht. Hinzu kommt, dass die Zahl der Pflegebedürftigen und 
damit der Anspruchsberechtigten – aufgrund der alternden Gesellschaft – steigt. Außerdem wurden 
mit der jüngsten Pflegereform die Leistungen leicht angehoben.  
 
Für die Pflegebedürftigen und ihre Angehörigen wird die finanzielle Belastung dadurch allerdings 
kaum geringer: Infolge der Leistungserhöhung sind auch die Pflegekosten deutlich nach oben 
gegangen. Ohne private Vorsorge muss im Pflegefall weiterhin pro Monat ein potenziell vierstelliger 
Eigenanteil aufgebracht werden. 
 
Kryptowährungen: Der Rausch ist vorbei 
Es ist noch gar nicht lange her, dass sich die halbe Welt die Haare raufte und bereute, nicht früher 
mal ein paar Bitcoins gekauft zu haben. Vor wenigen Jahren noch für einen Euro zu haben, legte die 
bekannteste Kryptowährung eine sagenhafte Rallye hin und erreichte im vergangenen Dezember 
einen Kurs von über 16.000 Euro. Nicht wenige Kommentatoren fragten: Warum sollten es nicht 
auch 50.000 oder 100.000 werden können? Skeptiker dagegen warnten vor der immensen Volatilität 
von Kryptowährungen im Allgemeinen und Bitcoin im Besonderen – auch an dieser Stelle wurde auf 
das Totalverlustrisiko hingewiesen. 
 
Wer beim Höchstkurs eingestiegen ist, wird sich heute ebenfalls die Haare raufen. Mitte August 
sackte der Bitcoinkurs unter die 6.000-Euro-Marke. Und diese für die Anleger unerfreuliche 
Kursentwicklung ist für Kryptowährungen durchaus repräsentativ: Die rund 1.800 vom 
Branchendienst Coinmarketcap beobachteten Kyptowährungen kamen Anfang dieses Jahres noch 
auf einen Gesamtwert von 820 Milliarden Dollar; zuletzt waren es weniger als 200 Milliarden.  
 
Wenn die Berufsunfähigkeitsrente abgelehnt wird … 
… dann liegt das in der (relativen) Mehrheit der Fälle an den Versicherungsnehmern. Das ergab eine 
Befragung von 69 Berufsunfähigkeits-(BU)-Versicherern. Ihre Ergebnisse widersprechen der 
weitverbreiteten Wahrnehmung, dass viele BU-Versicherer Leistungsanträge abschmettern würden.  
 
Tatsächlich führt die ausbleibende Kundenreaktion auf Nachfragen des Versicherers mit 36 Prozent 
die Liste der Ablehnungsgründe an. Knapp dahinter folgt mit 34 Prozent die Nichterreichung des 
erforderlichen BU-Grades von 50 Prozent. Weniger als jeder zehnte Antrag (9 Prozent) wird aufgrund 
der Verletzung vorvertraglicher Anzeigepflichten abgelehnt, also in der Regel wegen falsch 
beantworteter Gesundheitsfragen. 8 Prozent der Ablehnungen beruhen auf Anfechtungen wegen 
Betrugsverdachts, nur 2 Prozent auf Ausschlussklauseln (BU durch aus dem Versicherungsschutz 
ausgenommene Vorerkrankungen bzw. Schädigungen).  



 
Es empfiehlt sich, wichtige Leistungsanträge mit Unterstützung des Versicherungsmaklers zu 
erstellen – dieser leistet auch bei Ablehnungen Hilfe.  
 
A380-Anleger betreten Neuland – zwangsweise  
Mit dem A380 brachte Airbus 2005 eine neue Klasse von Riesen-Verkehrsflugzeugen auf den Markt, 
die den Luftverkehr auf eine neue Stufe heben sollte. Auch als Sachwert für geschlossene Fonds bot 
sich der vermeintliche Superflieger an. Mit großen Hoffnungen stiegen denn auch viele Anleger ein, 
die ein solides Asset in einem Zukunftsmarkt zu erwerben glaubten.  
 
Kürzlich endete der erste zehnjährige Leasingvertrag für einen A380, an dem Privatinvestoren sich 
beteiligen konnten. Unterm Strich steht eine Enttäuschung. Denn ein Anschluss-Leasingnehmer 
konnte nicht gefunden werden, weshalb die Fondsgesellschaft Dr. Peters den Flieger nun in 
Einzelteilen verkaufen will. So sollen die Anleger immer noch zwischen 2,2 und 3,0 Prozent p. a. 
Rendite einfahren können. Avisiert waren allerdings 7 bis 8 Prozent p. a.  
 
Voraussetzung für den halbwegs glimpflichen Ausgang ist, dass die Prognosen für die 
Veräußerungserlöse sich als zutreffend erweisen. Eine vergleichbare Verkaufsaktion gab es nämlich 
bisher nicht.  
 
Zinszusatzreserve der Lebensversicherer steigt auf 7 Prozent 
Jahr um Jahr legen die Lebensversicherer Milliarden auf die hohe Kante, um die hochverzinsten 
Altverträge abzusichern. Diese gesetzlich vorgeschriebene Zinszusatzreserve macht mittlerweile 7 
Prozent der gesamten Deckungsrückstellungen aus, wie der „procontra-LV-Check 2018“ vermeldet. 
In absoluten Zahlen entspricht das rund 60 Milliarden Euro. Allein in diesem Jahr sollen rund 20 
Milliarden hinzukommen.  
 
Einerseits sind diese Summen beruhigend für die Versicherten, die sich trotz der anhaltenden 
Niedrigzinsmisere darauf verlassen können, die hohen zugesagten Verzinsungen am Ende auch zu 
erhalten. Andererseits bringt die Zinszusatzreserve ihnen nicht nur Vorteile: Die Versicherer mussten 
und müssen reichlich „Tafelsilber“ verkaufen, um die Reserve füllen zu können. Dabei handelt es sich 
oftmals um lukrative Investments, die zukünftig nicht mehr als Renditebringer für die 
Überschussbeteiligung zur Verfügung stehen. Zudem müsste nach bisheriger Berechnungsmethode 
in den kommenden Jahren so viel in die Reserve eingezahlt werden, dass diese sich bis 2023 
verdreifachen würde – das würde einige Versicherer in bedrohliche Schieflage bringen. Eine neue 
Berechnungsmethode soll die Belastung nun lindern. 
 
Fondskäufern droht große Konfusion 
Total Expense Ratio (TER), Ausgabeaufschlag, Managementgebühren, gegebenenfalls 
Performancegebühr: Die Kosten eines Fonds können sich bemerkbar machen und stellen daher ein 
wichtiges Auswahlkriterium dar. Laut Kapitalanlagegesetzbuch (KAGB) müssen sie daher in den 
vorgeschriebenen zweiseitigen Informationsblättern – in einer Zahl aggregiert – angegeben werden.  
 
Bald allerdings kommen noch weitere Informationspflichten durch EU-Richtlinien hinzu. Die seit 
diesem Jahr umgesetzte MiFID II (Richtlinie über Märkte für Finanzinstrumente) und die 
voraussichtlich ab 2020 geltende PRIIPs (Verordnung über Basisinformationsblätter für verpackte 



Anlageprodukte für Kleinanleger und Versicherungsanlageprodukte – betrifft vor allem Fondspolicen) 
bringen zwei zusätzliche Dokumente ins Spiel. Damit erhalten die Käufer dann drei verschiedene 
Infoblätter mit teils abweichenden Angaben – Verwirrung vorprogrammiert. So werden nämlich 
beispielsweise Transaktionskosten in den KAGB-Informationen nicht in die Kostenangabe 
aufgenommen, in der MiFID-Version hingegen schon. Und nicht nur die Frage, was eigentlich alles zu 
den Kosten zählt, wird unterschiedlich beantwortet. Auch wie diese dann auszuweisen sind, ist 
umstritten und wird unterschiedlich gehandhabt. Ohne Expertenwissen sind die Angaben also kaum 
zu verstehen.  
 
Aus der Reihe „Versicherungen, die die Welt nicht unbedingt braucht“ 
Wer dazu neigt, nach ein paar Gläsern Bier, Wein oder Spirituosen allen Vorsichtsmaßregeln zum 
Trotz noch selbst Auto zu fahren, findet bald ein passende Versicherung für den möglichen 
Führerscheinverlust. Ein kleiner Bremer Versicherer will nämlich in Kürze – ein genaues Datum ist 
nicht bekannt – eine Police einführen, die bei bis zu dreimonatigem Fahrverbot die Mobilität 
sicherstellt. Die „Führerscheinverlustversicherung“ übernimmt im Schadensfall die Kosten für zum 
Beispiel Taxi oder Chauffeur, voraussichtlich bis zu einer Höhe von 10.000 Euro. Der Schutz greift 
auch bei Geschwindigkeitsüberschreitungen und anderen Anlässen für Führerscheinverlust, weshalb 
die Police in der Branche den Spitznamen „Raser-Versicherung“ erhalten hat. Die Prämie soll 
pauschal bei 300 Euro jährlich liegen. 
 
Laut dem Anbieter haben sich bereits erste Interessenten gemeldet. Weniger begeistert von dem 
Angebot sind Verbraucherschützer: „Das lädt doch gerade dazu ein, sich nicht an geltende 
Vorschriften zu halten“, moniert etwas der Versicherungsexperte der Verbraucherzentrale NRW. Der 
Versicherer beruft sich auf ein Versicherungs-Vorbild aus England; in Österreich hingegen wurde 
2004 die Einführung einer ähnlichen Police verboten.  
 
5 Faktoren, die Sie beim (kreditfinanzierten) Immobilienkauf auf dem Schirm haben sollten 

1. Kaufnebenkosten: 
Zum Preis für die Immobilie selbst kommen noch Grunderwerbsteuer – je nach Bundesland 
zwischen 3,5 und 6,5 Prozent – sowie Notarhonorare und gegebenenfalls Maklerkosten 
hinzu. Ergibt insgesamt in der Regel mehrere Zehntausend Euro. 

2. Laufende Kosten: 
Zwar entfallen die Mietkosten, doch auch als Eigentümer muss man laufende Kosten 
schultern, die gern unterschätzt werden – Betriebskosten für Müllentsorgung, Heizung, 
Energie, Wasser oder Versicherungen, aber auch Renovierungskosten, für die idealerweise 
Rückstellungen gebildet werden sollten; hinzu kommen natürlich noch Zins und Tilgung für 
den Immo-Kredit. 

3. Zinsbindung:  
Vorsicht vor kurzen Laufzeiten mit verlockend niedrigen Zinssätzen – wenn die Leitzinsen 
beispielsweise in fünf Jahren wieder deutlich gestiegen sind, kann die Anschlussfinanzierung 
teuer werden. Da lohnt es sich meist, einen etwas höheren Zinssatz im Gegenzug für eine 
längere Laufzeit (und damit mehr Planungssicherheit) zu vereinbaren. Entscheidend ist der 
Einzelfall, der mit einem versierten Finanzierungsberater durchleuchtet werden sollte. 

4. Eigenkapital: 



Was viele Immo-Käufer nicht wissen: Auch Eigenleistungen werden häufig von Kreditgebern 
als Eigenkapitalersatz angerechnet. Zudem sollte geprüft werden, ob man mit einer KfW-
Förderung die Ausgangsbasis für die Finanzierung verbessern kann. 

5. Tilgungsrate: 
Die Tilgungsrate sollte flexibel sein, um die Schulden gegebenenfalls – zum Beispiel bei 
beruflichem Aufstieg oder nach einer Erbschaft – schneller abtragen zu können.  

 
 


